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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN

Richtlinie des Ministeriums für Landwirtschaft, 
Umwelt und Klimaschutz über die Gewährung 
von Zuwendungen zur Förderung im Bereich 

der Marktstrukturverbesserung

Vom 25. April 2022

1	 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1	 Das Land Brandenburg gewährt auf der Grundlage des 
Rahmenplans der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK), För-
derbereich 3A Maßnahme 2.0, in der jeweils geltenden 
Fassung, nach Maßgabe dieser Richtlinie und der Ver-
waltungsvorschriften zu § 44 der Landeshaushaltsord-
nung (LHO) Zuwendungen zur Förderung von Maßnah-
men für die Erfassung, Verarbeitung und Vermarktung 
von landwirtschaftlichen Erzeugnissen, die im Land 
Brandenburg durchgeführt werden, im Hinblick auf Art, 
Menge und Qualität des Angebotes an die Erfordernisse 
des Marktes. Die Förderung von Investitionen zielt dar-
auf ab, die Wettbewerbsfähigkeit von Unternehmen der 
Verarbeitung und Vermarktung, deren Tätigkeit sich 
nicht gleichzeitig auf die Erzeugung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse bezieht, Erzeugerzusammenschlüssen sowie 
von Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von Koope
rationen und operationellen Gruppen (OG) oder deren 
Mitglieder zu verbessern, um auf diese Weise zur Absatz-
sicherung oder zur Schaffung von Erlösvorteilen auf der 
Erzeugerebene beizutragen. Hierbei sollen Innovations-
potenziale erschlossen werden. Die Förderung soll darü-
ber hinaus einen Beitrag zur Verbesserung der Effizienz 
des Ressourceneinsatzes, insbesondere von Wasser und/
oder Energie, leisten und damit die Ressourcen sparende 
Verarbeitung und Vermarktung von landwirtschaftlichen 
Erzeugnissen entsprechend den Anforderungen des Mark-
tes unterstützen. Des Weiteren soll die Förderung im Rah-
men dieser Richtlinie dazu beitragen, eine regionale nach-
haltige Entwicklung, insbesondere im Branchenkompe-
tenzfeld „Ernährungswirtschaft“, zu unterstützen.

	 Die nach dieser Richtlinie gewährten Förderungen nach 
der Nummer 2.1 der Richtlinie stellen Beihilfen im Sinne 
von Artikel 107 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeits-
weise der Europäischen Union (AEUV) dar, die nach 
Artikel 17 der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverord-
nung (EU) Nr. 651/2014 der Kommission vom 17. Juni 
2014 (ABl. L 187 vom 26.6.2014, S. 1) sowie nach Arti-
kel 17 der Freistellungsverordnung von Beihilfen im  
Agrar- und Forstsektor und in ländlichen Gebieten (Verord-
nung (EU) Nr. 702/2014 der Kommission vom 25. Juni 
2014 [ABl. L 193 vom 1.7.2014, S. 1]) in der jeweils  
geltenden Fassung mit dem Binnenmarkt vereinbar und 

von der Anmeldepflicht gemäß Artikel 108 Absatz 3 
AEUV freigestellt sind. 

1.2	 Gleichstellung von Männern und Frauen

	 Personen und Funktionsbezeichnungen gelten in dieser 
Richtlinie jeweils in männlicher und weiblicher Form.

1.3	 Nachhaltigkeit der Förderung

	 Mit dieser Förderung werden Ziele der nachhaltigen Ent-
wicklung sowie Ziele des Umweltschutzes und der Er-
haltung der Umweltqualität verfolgt.

1.4	 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zu-
wendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Bewilli-
gungsbehörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens 
im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

1.5	 Begriffsbestimmungen

a)	 Erzeugerzusammenschlüsse sind

-	 Erzeugerorganisationen sowie
-	 Erzeugerzusammenschlüsse für Qualitätsprodukte
-	 und deren Vereinigungen.

	 Erzeugerorganisationen und deren Vereinigungen 
müssen nach dem Agrarmarktstrukturrecht anerkannt 
sein. Erzeugerzusammenschlüsse für Qualitätspro
dukte müssen mindestens fünf Mitglieder haben. Er-
zeugerzusammenschlüsse und deren Vereinigungen 
müssen Kleinstunternehmen, kleine und mittlere  
Unternehmen (KMU) sein.

b)	 Kooperationen im Rahmen der Verbesserung der 
Verarbeitungs- und Vermarktungsstruktur (in Bezug 
auf Nummer 3 Buchstabe c dieser Richtlinie) sind 
Zusammenschlüsse gemäß Artikel 35 der Verord-
nung (EU) Nr. 1305/2013 (ELER-Verordnung) von

-	 Erzeugern oder
-	 Erzeugerzusammenschlüssen oder
-	 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung 

landwirtschaftlicher Erzeugnisse,

	 die mit weiteren Unternehmen der Verarbeitung und 
Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeugnisse ein-
schließlich Organisationen und Einrichtungen zu-
sammenarbeiten. Die Organisationen und Einrich-
tungen der Land- und Ernährungswirtschaft müssen 
überwiegend von Mitgliedern aus land- und ernäh-
rungswirtschaftlichen Unternehmen getragen werden 
und auf vertraglicher Grundlage zusammenarbeiten.
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	 Diese Zusammenarbeit bezieht sich vor allem auf 
folgende Prioritäten:

-	 Investitionen,
-	 Durchführbarkeitsstudien, Erstellung eines Ge-

schäftsplans oder eines gleichwertigen Plans 
oder einer lokalen Vermarktungsstrategie,

-	 spezifische Projekte im Zusammenhang mit der 
Durchführung des Geschäftsplans, einer Ent-
wicklungsstrategie oder einer auf Innovation 
ausgerichteten Aktion.

c)	 Operationelle Gruppen (OG) gemäß Artikel 56 der 
ELER-Verordnung sind Teil der Europäischen Inno-
vations-Partnerschaft für Landwirtschaftliche Pro-
duktivität und Nachhaltigkeit (EIP). Sie werden von 
Landwirten und/oder Unternehmen des Agrar- und 
Nahrungsmittelsektors in Verbindung mit anderen 
Interessenträgern, zum Beispiel Forschern und Bera-
tern, gegründet. Die operationellen Gruppen leisten 
einen Beitrag zur Erreichung der Ziele der Europä
ischen Innovations-Partnerschaft entsprechend Arti-
kel 55 der ELER-Verordnung.

d)	 Qualitätsprodukte sind gemäß Artikel 16 der ELER-
Verordnung nach Qualitätsregelungen erzeugte land-
wirtschaftliche Erzeugnisse und Produkte, die bei der 
Verarbeitung entsprechender Erzeugnisse hergestellt 
werden:

-	 Ökoprodukte im Sinne der Verordnung (EU) 
2018/848,

-	 Produkte mit geschützter Ursprungsbezeichnung 
(gU), 

-	 Produkte mit geschützter geografischer Angabe 
(ggA), 

-	 garantiert traditionelle Spezialitäten (gtS) und
-	 anerkannte regionale Qualitätsprodukte.

e)	 Unternehmensgrößen

	 KMU umfassen Kleinstunternehmen, kleine und mitt-
lere Unternehmen. Zur Berechnung der Mitarbeiter-
zahl und des finanziellen Schwellenwertes finden  
jeweils die Bestimmungen gemäß Anhang I Artikel 2 
der Verordnung (EU) Nr. 702/2014 (Agrarfrei
stellungsverordnung) Anwendung, wobei folgende 
Schwellenwerte gelten:

-	 Kleinstunternehmen: bis 9 Beschäftigte und bis  
2 Millionen Euro Umsatz/Jahr;

-	 Kleines Unternehmen: bis 49 Beschäftigte und 
bis 10 Millionen Euro Umsatz/Jahr;

-	 Mittleres Unternehmen: bis 249 Beschäftigte und 
bis 50 Millionen Euro Umsatz/Jahr oder bis  
43 Millionen Euro Bilanzsumme/Jahr.

f)	 Eine Verbesserung der Effizienz des Ressourcen
einsatzes beinhaltet grundsätzlich deren Einsparung, 
insbesondere von Wasser und/oder Energie.

g)	 Der Geschäftsplan enthält zumindest die in Artikel 5 
Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 807/2014 be-
stimmten Angaben.

2	 Gegenstand der Förderung/Förderausschluss

2.1	 Förderfähig sind angemessene Aufwendungen für Inves-
titionen, die der Erfassung, Lagerung, Kühlung, Sortie-
rung, marktgerechten Aufbereitung, Verpackung, Etiket-
tierung, Verarbeitung oder Vermarktung der landwirt-
schaftlichen Erzeugnisse einschließlich Schlachtung die-
nen. Die Investitionen können auf den Neu- und Ausbau 
von Kapazitäten einschließlich technischer Einrichtungen 
oder auf die innerbetriebliche Rationalisierung durch Um-
bau und/oder Modernisierung und/oder Digitalisierung 
von technischen Einrichtungen ausgerichtet sein. Die Vor-
haben sind grundsätzlich innerhalb von drei Jahren durch-
zuführen. Sie können sich in Projektabschnitte gliedern.

2.2	 Von der Förderung sind ausgeschlossen:

a)	 Neuanlagen, wenn

-	 dem Aus- oder Umbau vorhandener Anlagen oder
-	 dem Ankauf geeigneter Gebäude, die vor ihrem 

Ankauf einem anderen Zweck dienten,

	 wirtschaftlich der Vorzug zu geben ist.

	 Der Umbau vorhandener Anlagen sowie der Ankauf 
geeigneter Gebäude kann nicht gefördert werden, 
wenn diese zum gleichen Zweck bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt gefördert wurden.

b)	 Eingebrachte Grundstücke, Gebäude, Einrichtungen 
und technische Anlagen,

c)	 Ausgaben für den Erwerb von Grundstücken und bei 
bebauten Grundstücken die auf das Grundstück ent-
fallenden Ausgaben,

d)	 Ersatzbeschaffungen, Eigenleistungen, gebrauchte 
Maschinen und Einrichtungen,

e)	 Wohnbauten nebst Zubehör,

f)	 Anschaffungskosten für Personenkraftfahrzeuge und 
Vertriebsfahrzeuge, Kosten für Büroeinrichtungen,

g)	 Kreditbeschaffungskosten, Zinsen, Pachten, Erbbau-
zinsen, Grunderwerbsteuer, Umsatzsteuer, Kauf von 
Patenten und Lizenzen sowie Marken,

h)	 Abschreibungsbeiträge für Investitionen,

i)	 Aufwendungen, die unmittelbar der landwirtschaftli-
chen Erzeugung dienen,

j)	 Aufwendungen, die dem Absatz auf der Erzeuger- 
und Einzelhandelsstufe dienen, zum Beispiel Laden-
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einrichtung, Endverkaufsgebäude, Werbetafeln, Ver-
kaufsautomaten,

k)	 Investitionen im Zusammenhang mit der Erzeugung 
von Biokraftstoffen aus Nahrungsmittelpflanzen,

l)	 Verwaltungskosten der Länder,

m)	 Aufwendungen für Investitionen in die Schlachtung 
von Tieren jeweils von der Betäubung/Tötung bis 
einschließlich der Abkühlung der Schlachtkörper 
entsprechend Anhang III Abschnitt I Kapitel VII Zif-
fer 1 oder Anhang III Abschnitt II Kapitel IV Ziffer 8 
der Verordnung (EG) Nr. 853/2004, soweit die Un-
ternehmen größer als Kleinst-, kleine oder mittlere 
Unternehmen (KMU) im Sinne des Anhangs I der 
Agrarfreistellungsverordnung sind,

n)	 Aufwendungen für Ölmühlen, soweit die Unterneh-
men größer als Kleinst- oder kleine Unternehmen im 
Sinne des Anhangs I Artikel 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 702/2014 sind,

o)	 Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse,

p)	 anteilige Investitionen zur Erzeugung erneuerbarer 
Energien, die durch das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz (EEG) gefördert werden,

q)	 Investitionen zur Erfüllung geltender EU-Normen 
(Umwelt- und Hygienevorschriften),

r)	 Vorhaben, deren Förderung zu einem Verstoß gegen 
in der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 festgelegte 
Verbote und Beschränkungen führen würde,

s)	 Unternehmen in Schwierigkeiten im Sinne von Arti-
kel 2 Nummer 14 der Verordnung (EU) Nr. 702/2014,

t)	 Unternehmen, die einer Rückforderungsanordnung 
aufgrund eines früheren Beschlusses der Kommis
sion zur Feststellung der Unzulässigkeit einer Beihilfe 
und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt 
nicht nachgekommen sind,

u)	 Aufwendungen für Drittlandware,

v)	 Leasingkosten,

w)	 Vorhaben, die über die Richtlinie über die Gewährung 
von Zuwendungen für die Förderung von Projekten im 
Rahmen der Europäischen Innovations-Partnerschaft 
(EIP) „Landwirtschaftliche Produktivität und Nach-
haltigkeit“ in den Ländern Brandenburg und Berlin 
vom 15. Februar 2016 gefördert werden können,

x)	 große Unternehmen.

3	 Zuwendungsempfangende

	 Gefördert werden unbeschadet der gewählten Rechts-
form:

a)	 Erzeugerzusammenschlüsse,

b)	 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung, 
deren Tätigkeit sich nicht gleichzeitig auf die Erzeu-
gung landwirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht, sowie

c)	 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung 
landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von Ko-
operationen beziehungsweise Mitglieder einer opera-
tionellen Gruppe im Rahmen der Tätigkeit dieser 
operationellen Gruppe.

4	 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1	 Für Erzeugerzusammenschlüsse gemäß Nummer 3 Buch
stabe a gelten folgende Zuwendungsvoraussetzungen:

4.1.1	 Erzeugerzusammenschlüsse müssen - unabhängig von 
ihrer Rechtsform - auf Dauer, mindestens aber für fünf 
Jahre, angelegt sein. Die dem Erzeugerzusammenschluss 
zugrunde liegenden Verträge bedürfen der Schriftform 
und müssen der Zielsetzung der Förderung entsprechen. 
Sie müssen von der zuständigen Behörde auf Basis ihres 
vorgelegten Geschäftsplans förmlich anerkannt werden.

4.1.2	 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde liegende 
Vertrag und der Geschäftsplan sowie sonstige Unterlagen 
müssen die Konzeption und die Ziele des Erzeuger
zusammenschlusses aufzeigen. Die Konzeption muss er-
kennen lassen, dass der Erzeugerzusammenschluss

a)	 die unterstellten Produktpreise, Produktions- und 
Absatzmengen erreichen kann und

b)	 zur Sicherung des landwirtschaftlichen Einkommens 
beiträgt oder

c)	 neue Märkte erschließt oder

d)	 der wachsenden Nachfrage nach diesen Produkten 
entgegenkommt.

4.1.3	 Der dem Erzeugerzusammenschluss zugrunde liegende 
Vertrag muss die Mitglieder verpflichten, die für die Ver-
marktung bestimmten Produkte entsprechend den von 
dem Erzeugerzusammenschluss erstellten Anlieferungs- 
und Vermarktungsregelungen im Markt anzubieten. Die 
einschlägigen Wettbewerbsregeln nach den Artikeln 206 
bis 210 der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 sind einzu-
halten.

4.2	 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung können 
nur gefördert werden, wenn sie mindestens fünf Jahre 
lang mindestens 40 Prozent ihrer Aufnahmekapazität an 
den Erzeugnissen, für die sie gefördert werden, durch 
Lieferverträge oder Dienstleistungsverträge mit Erzeu-
gerzusammenschlüssen oder einzelnen Erzeugern aus-
lasten. Von dem Erfordernis des Abschlusses von Liefer-
verträgen kann bei Investitionen in Vermarktungseinrich-
tungen für Blumen und Zierpflanzen, Verarbeitungseinrich-
tungen von Streuobst und bei Tierkörperbeseitigungs
anlagen abgesehen werden.
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4.3	 Im Rahmen des Investitionskonzeptes ist ein Nachweis 
über die Wirtschaftlichkeit des Vorhabens sowie norma-
ler Absatzmöglichkeiten zu erbringen.

4.4	 Unternehmen der Verarbeitung und Vermarktung, deren 
Tätigkeit sich nicht gleichzeitig auf die Erzeugung land-
wirtschaftlicher Erzeugnisse bezieht, sowie Unterneh-
men der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaft
licher Erzeugnisse im Rahmen von Kooperationen und  
operationellen Gruppen oder deren zu fördernde Mit
glieder dürfen nicht größer als mittlere Unternehmen sein 
(gemäß Anhang I Artikel 2 der Verordnung (EU)  
Nr. 702/2014 [Agrarfreistellungsverordnung] - siehe Num
mer 1.5 Buchstabe e).

4.5	 Der dem Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-
tung landwirtschaftlicher Erzeugnisse im Rahmen von 
Kooperationen und operationellen Gruppen oder deren 
Mitgliedern zugrunde liegende Vertrag beziehungsweise 
die Kooperationsvereinbarung und der Geschäfts- bezie-
hungsweise Aktionsplan sowie sonstige Unterlagen müs-
sen die Konzeption und die Ziele der Kooperation aufzei-
gen und die Mitglieder verpflichten, die für die Vermark-
tung bestimmten Produkte entsprechend den von der 
Kooperation erstellten Anlieferungs- und Vermarktungs-
regelungen am Markt anzubieten.

4.6	 Im Falle von operationellen Gruppen im Rahmen der  
Europäischen Innovations-Partnerschaft sind der Bewil-
ligungsbescheid, der Projektplan, der Geschäftsplan so-
wie sonstige Unterlagen, welche die Erfordernisse für die 
Investition des Zuwendungsempfängers aufzeigen, vor-
zulegen. Der Zuwendungsempfänger muss Mitglied der 
operationellen Gruppe sein.

4.7	 Eine gleichzeitige Förderung im Rahmen anderer För-
derprogramme ist nicht zulässig.

4.8	 Das Vorhaben muss mit den europäischen und nationalen 
Umweltschutzvorschriften im Einklang stehen. UVP-
pflichtige Vorhaben sind nur förderfähig, wenn eine Ge-
nehmigung für das Vorhaben erteilt worden ist (Umwelt-
verträglichkeitsprüfung).

4.9	 Aufwendungen für Investitionen in die Schlachtung von 
Tieren in mittleren Unternehmen sind nur förderfähig, 
wenn 

a)	 mit einer regionalen Bedarfs- und Umfeldanalyse 
dargelegt wird, dass nach Umsetzung des Vorhabens 
keine Verdrängung oder signifikante Schwächung 
von bestehenden Unternehmen der Schlachtung und 
Fleischverarbeitung (insbesondere von Kleinst-, klei-
nen und mittleren Unternehmen) zu erwarten ist und 
das Vorhaben vorrangig einer regional ausgerichteten 
Wertschöpfungskette und der Verkürzung von Tier-
transportzeiten dient. Die regionale Bedarfs- und 
Umfeldanalyse ist im Auftrag des Antragstellers ex-
tern durch einen unabhängigen Sachverständigen mit 
ausgewiesenen Fachkenntnissen des Schlachtmarktes 
zu erstellen und muss in einer räumlich ausgerichte-

ten (das heißt über Ländergrenzen hinausgehenden) 
Betrachtung mindestens die folgenden Teilanalysen 
umfassen:

-	 Beschreibung des Bezug- und Absatzmarktes un-
ter Darstellung der regionalen Wertschöpfungs-
kette,

-	 Abschätzung des Regionalvermarktungspoten
zials innerhalb des vorgesehenen Vertriebsgebie-
tes,

-	 Kalkulation des Schlachttieraufkommens inner-
halb des vorgesehenen Einzugsgebietes,

-	 Analyse der Wettbewerbersituation bezogen auf 
die Einzugsgebiete bestehender Schlachtstätten 
unter besonderer Berücksichtigung von Kleinst-, 
kleinen und mittleren Unternehmen,

-	 Bedarfsermittlung für zusätzliche Schlachtkapa-
zitäten innerhalb des vorgesehenen Einzugsgebie-
tes.

	 Auf die regionale Bedarfs- und Umfeldanalyse kann 
verzichtet werden, wenn die Aufwendungen der Mo-
dernisierung bestehender Schlachtstätten dienen und 
das Vorhaben mit einer Kapazitätserweiterung von 
nicht mehr als 10 Prozent verbunden ist. 

b)	 in der Schlachtstätte auch die Lohnschlachtung ange-
boten wird, einschließlich der Annahme von Schlacht-
vieh in kleinen Stückzahlen (das heißt ohne Mindest-
anlieferungsmengen).

4.10	 Dem Antrag ist ab einem Investitionsvolumen von  
50 000 Euro eine Bestätigung der Hausbank über die Si-
cherung der Gesamtfinanzierung beizufügen.

5	 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung

5.1	 Zuwendungsart:	 Projektförderung

5.2	 Finanzierungsart: 	 Anteilfinanzierung

5.3	 Form der Zuwendung:	 Zuschuss

5.4	 Höhe der Zuwendung

	 Es können Zuwendungen zu den förderfähigen Aufwen-
dungen für Investitionen in folgender Höhe gewährt wer-
den:

5.4.1	 für die Verarbeitung und Vermarktung von landwirt-
schaftlichen Erzeugnissen

-	 bei Erzeugerzusammenschlüssen bis zu 35 Prozent, 
sofern diese mehr als 50 Prozent Qualitätsprodukte 
erfassen und vermarkten, erhöht sich der Fördersatz 
auf bis zu 40 Prozent;

-	 bei Kleinst-, kleinen und mittleren Unternehmen 
der Verarbeitung und Vermarktung bis zu 25 Prozent, 
sofern diese überwiegend Qualitätsprodukte erfassen 
und vermarkten, erhöht sich der Fördersatz auf bis zu 
30 Prozent, sofern diese ausschließlich Qualitätspro-
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dukte verarbeiten und vermarkten, erhöht sich der 
Fördersatz auf bis zu 40 Prozent;

-	 bei Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-
tung im Rahmen von Kooperationen bis zu 35 Pro-
zent, sofern diese mehr als 50 Prozent Qualitätspro-
dukte erfassen und vermarkten, erhöht sich der För
dersatz auf bis zu 40 Prozent;

-	 bei Unternehmen der Verarbeitung und Vermark-
tung im Rahmen von operationellen Gruppen oder 
deren Mitglieder bis zu 55 Prozent, sofern diese  
ausschließlich Qualitätsprodukte verarbeiten und 
vermarkten, erhöht sich der Fördersatz auf bis zu  
60 Prozent;

5.4.2	 für die Verarbeitung von landwirtschaftlichen Erzeugnis-
sen zu Nicht-Anhang-I-Erzeugnissen entsprechend den 
aktuellen Zolltarifnummern (https://www.zolltarifnum-
mern.de) 

-	 für mittlere Unternehmen bis zu 10 Prozent und
-	 für Kleinst- und kleine Unternehmen bis zu 20 Pro-

zent.

5.5	 Bemessungsgrundlage

	 Zuwendungen können für

-	 investive Kosten zur Umsetzung der Maßnahmen 
nach Nummer 2 der Richtlinie sowie

-	 allgemeine Aufwendungen wie Architekten- und In-
genieurleistungen, Baugenehmigungen, Beratungs-
gebühren, Durchführbarkeitsstudien und Kosten der 
Vorplanung, die im direkten Zusammenhang mit der 
Durchführung der Investitionen stehen, gewährt wer-
den. Diese allgemeinen Aufwendungen sind in einer 
Höhe von maximal 20 Prozent der förderfähigen in-
vestiven Ausgaben zuwendungsfähig.

5.6	 Bei der Förderung von Hochbaumaßnahmen sind zur Er-
mittlung der zuwendungsfähigen Ausgaben die Kosten-
gruppen der DIN 276 zugrunde zu legen.

5.7	 Die Bagatellgrenze für Zuwendungen beträgt 5 000 Euro.

5.8	 Die Mehrwertsteuer ist nicht förderfähig.

5.9	 Die zuwendungsfähigen Ausgaben vermindern sich um 
die zweckgebundenen Mittel/Leistungen Dritter.

6	 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

6.1	 Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, die jeweils 
geltenden Bestimmungen für die Intervention des GAK-
Rahmenplans hinsichtlich der Informations- und Publizi-
tätsmaßnahmen zu beachten.

6.2	 Der Bundesrechnungshof, der Landesrechnungshof, das 
Fachministerium sowie deren beauftragte Dritte und alle 
an der Förderung beteiligten öffentlichen Mittelgeber 
sind berechtigt, beim Zuwendungsempfänger zu prüfen. 
Sofern Mittel an Dritte weitergeleitet werden dürfen, ist 
dieses Recht auch dem Dritten gegenüber auszubedingen. 

6.3	 Der Zuwendungsempfänger hat Aufträge nur an fach-
kundige und leistungsfähige Anbieter nach wettbewerbli-
chen Gesichtspunkten zu wirtschaftlichen Bedingungen 
zu vergeben. Soweit möglich, sind dazu mindestens drei 
Angebote einzuholen. Die Vorschriften der Nummer 3 
der Allgemeinen Nebenbestimmungen für Zuwendungen 
zur Projektförderung (ANBest-P) sind ebenfalls einzu-
halten.

6.4	 Vorhaben sind innerhalb von drei Jahren durchzuführen. 
Sie können sich in Bauabschnitte gliedern.

6.5	 Die Förderung erfolgt unter dem Vorbehalt des Widerrufs 
für den Fall, dass die geförderten

-	 Bauten und baulichen Anlagen innerhalb eines Zeit-
raums von zwölf Jahren ab Fertigstellung und

-	 technischen Einrichtungen innerhalb eines Zeitraums 
von fünf Jahren nach Abschluss des Vorhabens und 

-	 EDV-Ausstattungen innerhalb eines Zeitraums von 
drei Jahren nach Abschluss des Vorhabens

	 veräußert oder nicht mehr dem Zuwendungszweck ent-
sprechend verwendet werden.

6.6	 Die Zuwendungen nach diesem Fördergrundsatz werden 
auf der Grundlage und in Übereinstimmung mit

-	 SA.42000 (2015/XA), geändert durch SA.50617 
(2018/XA), geändert durch SA.62911 (2021/XA) 
freigestellt gemäß der Agrarfreistellungsverord
nung (insbesondere Artikel 17 der Verordnung (EU)  
Nr. 702/2014) sowie

-	 SA.41999 (2015/XA), geändert durch SA.50619 
(2018/X), geändert durch SA.60527 (2020/X)  
der Allgemeinen Gruppenfreistellungsverordnung  
(insbesondere Artikel 17 der Verordnung (EU)  
Nr. 651/2014) gewährt.

6.7	 Sofern eine operationelle Gruppe oder deren Mitglieder 
einen Antrag auf Förderung stellen, können die Ergebnis-
se der Entwicklung neuer Erzeugnisse, Verfahren, Pro-
zesse und Technologien in der Land- und Ernährungs-
wirtschaft (Nummer 2.2.3) über die EIP-Projektdaten-
bank bei der Deutschen Vernetzungsstelle Ländliche 
Räume allen Interessenten zugänglich gemacht werden.

6.8	 Der Zuwendungsempfänger hat in geeigneter Weise si-
cherzustellen, dass die Anforderungen an Umweltschutz, 
Ressourceneffizienz, Klimaschutz bei der Umsetzung 
des Vorhabens berücksichtigt werden. Die verbesserte 
Ressourcennutzung nach Nummer 1.5 Buchstabe f ist in 
geeigneter Weise darzustellen.

7	 Verfahren

7.1	 Antragsverfahren

a)	 Der Antrag ist schriftlich, vollständig und formge-
bunden bei der Investitionsbank des Landes Bran-
denburg (ILB) zu stellen. Antragsformulare können 
bei der Bewilligungsbehörde angefordert werden.
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b) Mit dem Antrag sind einzureichen:

-	 Handels- oder Genossenschaftsregisterauszug,
-	 Satzung oder Gesellschaftsvertrag,
-	 Grundbuchauszug,
-	 Jahresabschlüsse der letzten drei Jahre (sofern es 

sich nicht um eine Neugründung handelt),
-	 Investitionskonzept und Wirtschaftlichkeitsberech-

nung sowie Nachweis des Absatzes zum Vorhaben,
-	 Kostenplan mit Kostenvoranschlägen für bau

liche Maßnahmen sowie für maschinelle und 
sonstige Anschaffungen, außerdem Bauzeichnun-
gen und Baubeschreibungen,

-	 für das Vorhaben notwendige öffentlich-recht
liche Genehmigungen,

-	 Lieferverträge zum Rohwarenbezug für Unter-
nehmen nach Nummer 4.2, die eine Abnahmever-
pflichtung des Zuwendungsempfängers gegen-
über den Lieferanten enthalten müssen und die für 
den Fall der Ablehnung des Förderantrages auch 
auflösende Bedingungen enthalten können,

-	 für Investitionen im Rahmen der Kooperationen 
der Vertrag beziehungsweise eine Kooperations-
vereinbarung, der Geschäfts- beziehungsweise 
Aktionsplan sowie sonstige Unterlagen gemäß 
Nummer 4.5,

-	 für Investitionen im Rahmen der Tätigkeit einer 
operationellen Gruppe gemäß Artikel 56 der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1305/2013 der Bewilligungs-
bescheid, der Vertrag zwischen den Mitgliedern 
der operationellen Gruppe beziehungsweise eine 
Kooperationsvereinbarung, Projektplan und Ge-
schäfts- beziehungsweise Aktionsplan,

-	 für Investitionen im Rahmen der Tätigkeit eines 
Erzeugerzusammenschlusses dessen Vertrag, Ge-
schäftsplan und sonstige Unterlagen gemäß Num-
mer 4.1.2.

7.2	 Bewilligungsverfahren

Bewilligungsbehörde ist die Investitionsbank des Landes 
Brandenburg (ILB), Babelsberger Straße 21, 14473 Pots-
dam.

7.3	 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Die Zuwendungen dürfen nur soweit und nicht eher aus-
gezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von 
zwei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im 
Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden. Ab-
weichend von Nummer 7.2 ANBest-P wird Folgendes 
festgelegt:

Die Auszahlung des letzten Teilbetrages beziehungsweise 
Einmalbetrages in Höhe von mindestens 10 Prozent der 
Gesamtzuwendung erfolgt erst nach abschließender Prü-
fung des Verwendungsnachweises (Nummer 6 ANBest-P).

7.4	 Verwendungsnachweisverfahren

Der Verwendungsnachweis ist gegenüber der Bewilli-
gungsbehörde zu erbringen. Er besteht aus dem zahlen-

mäßigen Nachweis gemäß § 44 LHO, dem Sachbericht 
und einer Bestätigung des Wirtschaftsprüfers, Steuerbe-
raters, Steuerbevollmächtigten über die Wirtschaftlich-
keit und Ordnungsmäßigkeit.

7.5	 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der 
Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der 
Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Auf-
hebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforde-
rung der gewährten Zuwendung gelten die Verwaltungs-
vorschriften zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtli-
nie Abweichungen zugelassen sind. 

Es wird darauf hingewiesen, dass Informationen über 
jede Einzelbeihilfe von über 

-	 60 000 Euro bei Beihilfeempfängern, die in der land-
wirtschaftlichen Primärproduktion tätig sind, 

-	 500 000 Euro bei Beihilfeempfängern, die in der Ver-
arbeitung oder der Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse oder in der Forstwirtschaft tätig sind oder 
Tätigkeiten ausüben, die nicht unter Artikel 42 AEUV 
fallen, sowie 

-	 500 000 Euro für Einzelbeihilfen, die unter die Verord-
nung (EU) Nr. 651/2014 (AGVO) fallen,

auf einer ausführlichen Beihilfen-Website der Europä
ischen Kommission veröffentlicht werden 

	 (https://webgate.ec.europa.eu/competition/transparency/
public?lang=de). 

8	 Geltungsdauer

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung 
im Amtsblatt für Brandenburg in Kraft und gilt bis zum 
30. Juni 2023. Die Richtlinie des Ministeriums für Länd-
liche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft über die 
Gewährung von Zuwendungen zur Förderung im Be-
reich der Marktstrukturverbesserung vom 8. Mai 2019 
(ABl. S. 503) tritt damit außer Kraft.
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